
ETHISCHES WIRTSCHAFTEN 4

Wie die Innovationskraft sozia-
ler Unternehmen die Wirtschaft 
ethischer machen soll – Nik 
Gugger im grossen Interview.
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ECHTE GLEICHSTELLUNG 9

«Von Zeit zu Zeit muss ich be-
weisen, dass ich noch behindert 
bin!»  –Simone Leuenberger 
über Schikane und Inklusion.

WENN DAS VERTRAUEN STIRBT
Am 19. März 2023 verfügt der Bundesrat per Notrecht die Fusion der Credit Suisse (CS) 
mit der UBS. Die Rettungsaktion mit staatlichen Garantien in dreistelliger Milliarden-
höhe markiert den Untergang der 166-jährigen Traditionsbank, einst ein Eckpfeiler des 
Schweizer Finanzplatzes. Todesursache: Galoppierender Vertrauensverlust. Wie konn-
te es so weit kommen? Chronik eines angekündigten Todes. 

ENDLICH KLIMASCHUTZ  3 

Das Klimaschutzgesetz setzt auf 
konkrete Ziele und Massnah-
men, um das Klima rasch und 
wirksam zu schützen.
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G Februar 2020: CS-Chef Thiam 

tritt wegen eines Spionageskan-
dals zurück. März 2021: Die CS 
verliert beim Zusammenbruch 
von Greensill Capital 10 Milliar-
den USD. Sie hat laut FINMA ihre 
Aufsichtspflichten «in schwer-
wiegender Weise» verletzt. März 
2021: Archegos Capital Manage-
ment geht in Konkurs. Die CS 
schreibt erneut 5,5 Milliarden 
USD Verlust – wegen «grundle-
genden Versagens des Manage-
ments». Oktober 2021: Beste-
chungsskandal in Mosambik: 
475 Millionen USD Geldstrafe  
für die CS. Januar 2022:  
Rücktritt des CEO Antonio Hor-
ta-Osorio wegen Verstosses ge-

gen die Covid-Bestimmungen. 
Februar 2022: Datenleck ent-
hüllt: CS akzeptierte über Jahre 
Drogendealer, Autokraten und 
Menschenhändler als Kunden. 
Diese dementiert. März 2022: 
Richter auf den Bermudas verur-
teilt die CS zu 553 Millionen USD 
Schadenersatz wegen Betrugs-
vorfällen. Juni 2022: Bundes-
strafgericht verurteilt die CS  
wegen nicht verhinderter Geld-
wäscherei eines bulgarischen 
Kokainhändlerrings zu 2,1 Millio-
nen. Februar 2023: CS meldet 
mehr als 110 Milliarden CHF Ka-
pitalabflüsse. 14. März: Bei der 
Veröffentlichung ihres Jahresbe-
richts gesteht die CS «wesentli-

che Schwachstellen» in ihren Fi-
nanzkontrollen ein. 15. März: 
Grossaktionär Saudi National 
Bank erklärt, «auf keinen Fall» 
weiteres Geld einzuschiessen. 
Die Aktie der CS fällt zeitweise 
um mehr als 30% auf ein Allzeit-
tief von 1.55 CHF. 16. März: Die 
CS leiht sich bei der SNB bis zu 50 
Milliarden. 17. März: CS ver-
zeichnet tägliche Geldabflüsse 
von rund 10 Milliarden USD. 18. 
März: Der Vertrauensverlust 
kann nicht gestoppt werden. Die 
SNB vermittelt eine Übernahme 
durch die UBS. 19. März: Die 
UBS übernimmt die CS. Die Akti-
onäre erhalten noch 76 Rappen 
pro Aktie.
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VERTRAUEN ZURÜCKGEWINNEN

«Vertrauen ist die Grundlage von Be-
ziehungen, unseres Zusammenle-

bens, des Wirtschaftssystems und 
auch der Politik. Doch aktuell ste-
cken wir in einer Krise. Nicht in 
einer Krise, die von aussen über 
uns hereinbrach, sondern eine, 

die selbstverschuldet ist. Verur-
sacht durch einen gravierenden 

Vertrauensverlust – wegen wieder-
holtem Managementversagen, mehr-

fachen Betrugsvorfällen und falschen finanziellen Anreizen 
innerhalb der Credit Suisse», so die Worte meines Votums 
in der ausserordentlichen Session des Nationalrates.
 
Wir drei Nationalratsmitglieder der EVP waren einerseits 
dankbar, dass der Bundesrat am 19. März eingegriffen hat-
te, um die Finanzmärkte auch international zu stabilisieren. 
Die gewählte Lösung hinterliess jedoch auch viele offene 
Fragen und Unsicherheiten. Warnten nicht Experten vor ei-
ner neuen Mega-Bank UBS, die noch weniger kontrollierbar 
sein wird? Wäre nicht eine temporäre Verstaatlichung und 
Sanierung der Credit Suisse der bessere Weg? Auch gegen-
über der nun gewählten Lösung fehlt es an Vertrauen. 
Nicht zuletzt, weil diese Lösung der milliardenschweren 
Bankenrettung letztmalig ist – bei der nächsten Bankenkri-
se steht sie schlicht nicht mehr zur Verfügung. Die Risiken 
für den Schweizer Finanzplatz und für unsere Wirtschaft 
vergrössern sich um ein Vielfaches.

In jedem Fall braucht es jetzt einiges an Aufarbeitung. Nur 
so können wir verstehen, was passiert ist, daraus lernen 
und die dringend notwendigen Leitplanken richtig setzen. 
Aber auch der Risikoappetit und die Gier nach Boni müssen 
aufhören: Boni und variable Vergütungen sollen für staats-
nahe Betriebe und systemrelevante Banken bei gutem Ge-
schäftsjahr auf maximal zwei Monatslöhne begrenzt wer-
den. Dies ist eine weitere unserer Forderungen vor dem Rat, 
neben einer Erhöhung der Eigenmittel. 

Es braucht somit einige grundlegende Veränderungen, um 
das verlorene Vertrauen wieder zurückzugewinnen. Letzt-
lich braucht Vertrauen aufrichtiges, transparentes, voraus-
schauendes und verantwortungsbewusstes Handeln. Kurz: 
ein ethisches Wirtschaften, eine ethische Wirtschaft. Dazu 
mehr im Interview mit unserem Sozialunternehmer Nik 
Gugger in der Heftmitte.

Herzlich

Lilian Studer
Parteipräsidentin EVP Schweiz 

EDITORIAL PAROLEN

facebook.com/evppev

EVP SOCIAL MEDIA

@evppevEVP Schweiz
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Beschlüsse der DV am 26. November 2022 und 25. März 
2023 für die Abstimmung vom 18. Juni 2023:

Bundesgesetz über die Ziele
im Klimaschutz, die Innovation
und die Stärkung der Energie-
sicherheit (Klimaschutz- und 
Innovationsgesetz)

Änderung  
des Covid-19-Gesetzes

Umsetzung des OECD/G20-
Projekts zur Besteuerung gros-
ser Unternehmensgruppen
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Progressiv und  
Werte bewahrend 
Das Wort «konservativ» 
kann heute irritieren. Sel-
ten ist es nur als Kompli-
ment gemeint. Ich erlebe 
das manchmal persönlich 
in Gesprächen oder in den 
Medien. Ich bekenne mich 
trotzdem zu einem Werte-
konservatismus, ohne der 
Karikatur zu entsprechen, 
die man sich mitunter 
macht. Denn konservativ 
muss nicht reaktionär 
heissen. Im Gegenteil: Ich 
will progressiv, innovativ 
und weltoffen denken und 
handeln. Ebenso lebe ich 
eine soziale Politik, ohne 
sozialistisch zu sein. Kon-
kret setze ich das im Natio-
nalrat so um, dass ich mich 
sowohl für die traditionelle 
Familie und Ehe mit Vater, 
Mutter und Kind engagiere 
(Kinderzulagen) als auch 
für Themen wie E-Voting 
(z.B. für Auslandschweizer 
und behinderte Menschen). 
Gemeinsam mit meinen 
Nationalratskollegen 
engagiere ich mich auch für 
einen Sozialstaat, der sich 
der Schwächsten annimmt. 
So haben wir z.B. die Moti-
on meiner Vorgängerin Ma-
rianne Streiff für Langzeit-
beziehende von Nothilfe 
überweisen können, die 
eine humanitäre Aktion 
ermöglicht. Diese werte-
konservative, progressive 
und soziale Kombination 
ist mir wichtig. Sie ist auch 
einzigartig, weil sie so bei 
keiner anderen Partei als 
der EVP zu finden ist. 

KOMMENTAR

MARC JOST
NATIONALRAT 
marc.jost@parl.ch
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VOLKSABSTIMMUNG I: KLIMASCHUTZGESETZ

Am 18. Juni stimmen wir über das sogenannte Klimaschutzgesetz ab, den gesetzlichen 
Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative. Die Initianten sprachen von einem «Meilen-
stein in der Klimapolitik» und zogen ihre Initiative bedingt zurück. Das neue Gesetz 
schreibt neben konkreten Zielen wirksame und rasch umsetzbare Massnahmen fest. 
Auch die Delegierten der EVP Schweiz sagten bereits im letzten November nahezu ein-
stimmig Ja zum Klimaschutzgesetz.

MEILENSTEIN IN DER KLIMAPOLITIK

DIRK MEISEL 
LEITER KOMMUNIKATION EVP CH
dirk.meisel@evppev.ch

Verspricht wirksame und rasch umsetzbare Massnahmen: Das Klimaschutzgesetz
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Die Volksinitiative «Für ein ge-
sundes Klima (Gletscher-Initiati-
ve)» will das Ziel, die Treibhaus-
gasemissionen bis 2050 auf 
Netto Null zu senken, in der Ver-
fassung festschreiben – ein Ziel, 
zu dem sich die Schweiz zusam-
men mit über 180 Staaten im Pa-
riser Klimaabkommen vertrag-
lich bereits verpflichtet hat. Die 
EVP unterstützte seinerzeit die 
Unterschriftensammlung und 
reichte die Gletscher-Initiative 
im November 2019 mit ein. 

Wirksamer und rascher Klima-
schutz
In der Herbstsession 2022 er-
arbeitete das Parlament einen 
gesetzlichen Gegenvorschlag, 
den Nationalrat (139:51) und 
Ständerat (38:4) mit deutlichen 
Mehrheiten annahmen. Auch 
die Initianten bescheinigten 
dem Gegenvorschlag, dass er 
einen wirksamen und raschen 
Klimaschutz ermöglicht. Daher 
zogen sie ihre Initiative bedingt 
zurück. Nur die SVP stimmte im 
Parlament gegen das Gesetz 
und ergriff zusammen mit der 
EDU das Referendum. 

Konkrete Ziele
Das Klimaschutzgesetz gibt klare 
Verminderungsziele für klima-
schädliche Emissionen vor: Bis 
2040 müssen diese gegenüber 
1990 um 75 Prozent zurückgehen. 
Auch für Hausbesitzer, den Ver-

kehr oder die Industrie setzt das 
Gesetz Zwischenziele. Alle Ver-
minderungsziele müssen tech-
nisch möglich und wirtschaftlich 
tragbar sein. Soweit möglich sol-
len alle Emissionsverminderun-
gen im Inland erreicht werden. 

Rasche Massnahmen
An konkreten Massnahmen stellt 
das Gesetz z.B. insgesamt 3,2 
Milliarden Franken an Finanzhil-
fen bereit, um den Ersatz fossiler 

 • Ein gesundes Weltklima:  
Der Klimawandel bedroht die 
menschliche Zivilisation. 
Hitzesommer, Trockenperio-
den für die Landwirtschaft, 
gefährdeter Wasserhaushalt, 
sterbende Gletscher und 
Schutzwälder sind auch in der 
Schweiz spürbar. Das 
Klimaschutzgesetz ist unser 
Schweizer Beitrag für ein 
gesundes Weltklima.  

 • Raus aus der Abhängigkeit: 
Erdöl, Ergas und Kohle 
heizen das Klima an. Sie 
begünstigen zudem 
Machtkonzentration und 
-erhalt autoritärer Regime. 
Wir verfügen im Inland über 
saubere, dezentrale und 
erneuerbare Alternativen.

Was spricht dafür?
 • Technologiestandort 

stärken:  
Der notwendige weltweite 
Umbau des Energiesystems 
ist eine riesige Chance für 
die Schweiz als führender 
Wissenschafts- und 
Technologiestandort. Sie 
kann an ihren Hochschulen 
Lösungen entwickeln, die 
weltweit wirken.  

 • Einheimische Energie und 
Wertschöpfung: 
Bis zu 7 Milliarden jährlich 
gab die Schweiz in den letzten 
Jahren für fossile Energien 
aus. Wenn wir unsere 
einheimischen Energien 
konsequent fördern, bleiben 
Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze im Land. 

Heizungen, Sanierungen sowie 
neue Technologien zu fördern. 
Bundes- und Kantonsverwaltun-
gen sowie die bundesnahen Un-
ternehmen müssen Netto-Null 
bis 2040 erreicht haben. Zudem 
sollen Bund und Kantone bis 
2050 Speicher für Kohlenstoff im 
In- und Ausland bereitstellen. 
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IM GESPRÄCH: NIK GUGGER ÜBER ETHISCHES WIRTSCHAFTEN

Erschütterung, Empörung,  Wut
– als die traditionsreiche 
Schweizer Grossbank Credit 
Suisse am 19. März nur durch 
Übernahme und milliarden-
schwere Notfallkredite geret-
tet werden konnte, ging ein 
Sturm der Entrüstung durchs 
Land – was ging in dir vor, als 
du von der Notfallrettung er-
fuhrst?
Ich war frustriert und wütend. 
Wie kann es sein, dass eine Top-
Bank jahrelang Misswirtschaft 
betreiben kann, milliardenho-
he Strafen zahlen muss, hohe 
Risiken eingeht, fette Boni aus-
zahlt und am Ende die Steuer-
zahlenden und der Bund dafür 
geradestehen müssen? Das 
geht mir nicht in den Kopf. 
 
Die gründliche Analyse der Ge-
schehnisse steht noch aus. 
Aber kannst du zum heutigen 
Zeitpunkt bereits Ursachen 
ausmachen, die zum Beina-
he-Zusammenbruch eines der 
Herzstücke des Schweizer Ban- 
kenplatzes geführt haben?

Ich glaube, der entscheidende 
Punkt war, dass die Leute kein 
Vertrauen mehr hatten. Die Füh-
rungskultur der Bank verursach-
te in den letzten Jahren viele Situ-
ationen, die zu einem Misstrauen 
führten etwa die mehrfachen 
Millionen-Strafen, welche die CS 
in den USA zahlen musste. Re-
gelverletzungen wurden zum 
Normalfall erklärt und die CS 
hatte die Haltung «Wir zahlen 
das dann einfach, falls es raus-
kommt». Als dann die Silicon Val-
ley Bank Bankrott ging, feuerte 
dies das Misstrauen der CS-Kun-
den an und sie wollten ihr Geld 
so schnell wie möglich retten. 

Du bist in den letzten Wochen 
viel auch mit Bankern im  
Gespräch gewesen. Wie ist 
dein Eindruck: Ist so etwas 
wie Einsicht und Verantwor-
tungsgefühl zu spüren oder 
eher Selbstrechtfertigung 
und Unverständnis über die 
landesweite Empörung?
Es kommt darauf an, mit wel-
chen Bankern man spricht. Wäh-
rend die einen finden, dass die 
Verantwortungslosigkeit der CS- 
Führungsetage gross war, sehen 
andere die Schuld eher «im Sys-
tem». Sicher ist, dass vielen die 
Tragweite in der Woche vor dem 
ominösen 19. März nicht be-
wusst war. Dass auch auf Seiten 
der Politik der Handlungsbedarf 
noch nicht überall angekommen 
ist, zeigt der jüngste, mir völlig 
unverständliche Entscheid des 
Zürcher Kantonsrates gegen ei-
ne Deckelung der Banker-Boni. 

Der Nationalrat hat sich in sei-
ner ausserordentlichen Sessi-
on im April geweigert, die vom 
Bundesrat per Notrecht ge-
sprochenen milliardenschwe-
ren Nothilfekredite zur Ret-

Nik Gugger : «Der entscheidende Punkt war, dass die Leute kein  
Vertrauen mehr hatten.» 

tung der Credit Suisse ab- 
zusegnen. Zu Recht?
Die beiden anderen EVP-Natio-
nalratsmitglieder und ich wa-
ren mit dem Nein des National-
rats nicht einverstanden. Mei- 
nes Wissens ist es der grösste 
Verpflichtungskredit, den wir je 
zu beraten hatten. Der Entscheid 
hatte keine Auswirkung auf die 
Verträge, auf die staatspolitische 
Verantwortung jedoch schon. 
Ich war von der Mehrheit des Na-
tionalrates sehr enttäuscht. Die-
ses Nein des Nationalrates sen-
dete klar ein falsches Zeichen 
aus: Dass man dem Finanzplatz 
Schweiz nicht mehr vertrauen 
kann. Der Entscheid gefährdet 
somit 10'000 Arbeitsplätze. Es 
gilt aber auch im Wahljahr Ver-
antwortung zu tragen und nicht 
populistisch zu sein.

Welche Konsequenzen hat 
dieses doch eher politische 
Signal? Bleibt jetzt alles beim 
Alten, weil die Änderungsvor-
schläge von links und rechts 

abgelehnt wurden?
Das Signal der Legislative an die 
Exekutive ist stark. Das Regie-
ren mit Notrecht wird nur in 
äussersten Krisenfällen ange-
wandt. In Anbetracht der Um-
stände musste allerdings der 
Bundesrat mit Notrecht reagie-
ren, was für viele aber unver-
ständlich war. Das Parlament 
hatte ursprünglich verschiede-
ne Prüfberichte vom Bundesrat 
verlangt, um künftige Regulie-
rungsschritte zu prüfen. Diese 
wurden zum Teil ebenfalls ab-
gelehnt und müssen nun neu 
diskutiert werden. Darum habe 
ich am Ende der ausserordent-
lichen Session vor Ostern auch 
ein Postulat eingereicht zum 
ethischen und nachhaltigen 
Wirtschaften im Finanzsektor 
und bei staatsnahen Betrieben, 
z.B. zu Fragen der Risikomini-
mierung, Verantwortungsüber-
nahme oder der Lohnkultur.

Welche Massnahmen müss-
ten aus deiner Sicht ergriffen 

Nik Gugger, 52 
Nationalrat, Winterthur, 
verheiratet mit Beatrice, 3 Kinder, 
Sozialunternehmer, für die EVP im 
Nationalrat seit 2017, Mitglied der 
Aussenpolitischen Kommission, 
Vizepräsident der EVP Schweiz
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Mit der Credit Suisse ging im März eines der Herzstücke des Schweizer Bankenplatzes beinahe bankrott. Das Parla-
ment verweigerte den milliardenschweren Rettungskrediten des Bundesrates im Nachhinein seine Zustimmung – ju-
ristisch zwar ohne Konsequenzen, doch nicht ohne politische Signalwirkung. Nationalrat Nik Gugger über Frust und 
Wut in der Bevölkerung sowie Vertrauensverlust und Verantwortungsgefühl in den Management-Etagen der Banken. 
Und über ethisches Wirtschaften sowie darüber, wie sich die Innovationskraft sozialer Unternehmen nutzen liesse, 
um Nachhaltigkeitsziele zu erreichen. 

«MIT DEN HÖCHSTEN BONI BEKOMMT MAN NICHT 
DIE BESTEN MANAGER, SONDERN DIE GIERIGSTEN.»
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«Wir müssen das ethische Wirtschaften unbedingt stärken.»- 

IM GESPRÄCH: NIK GUGGER ÜBER ETHISCHES WIRTSCHAFTEN

werden, um den Schweizer 
Finanzplatz nachhaltig zu sta-
bilisieren und das verspielte 
Vertrauen zurückzubringen?
Ich denke, da müsste man an 
verschiedenen Orten ansetzen. 
Aus meiner Sicht müsste man 
unbedingt das ethische Wirt-
schaften stärken. Dies zum ei-
nen, indem man die variablen 
Vergütungen reguliert. Denn die 
immer höheren Boni haben das 
unethische Wirtschaften ange-
feuert und zu einer Selektion 
fragwürdiger Führungsperso-
nen geführt. Mit den höchsten 
Boni bekommt man offenbar 
nicht die besten Manager, son-
dern eher die gierigsten. 

Weiter müsste man sich überle-
gen, das Schweizer Geschäft 
der Credit Suisse vom internati-
onalen Geschäft zu trennen. 
Meiner Meinung nach müssten 
zudem Verwaltungsräte und 
Führungskräfte mit einem Sinn 
für ethisches Wirtschaften, 
Charakter und Durchsetzungs-
vermögen gewählt werden. 

Du wirbst seit Jahren – über 
den Bankensektor hinaus – für 
ein ethisches und soziales Un-
ternehmertum, für ethisches 
Wirtschaften. Was konkret 
stellst du dir darunter vor? 
Sens Suisse, der Verband sozia-
ler Unternehmen in der Schweiz, 
beschreibt es aus meiner Sicht 
sehr gut: Soziales Unternehmer-
tum schafft eine Wirtschaft mit 
positiver gesellschaftlicher Wir-
kung. Auswirkungsorientiert, 
wertebasiert, sinnhaft, partizi-
pativ und verantwortlich. Der 
Unternehmenszweck liegt auch 
in der positiven sozialen, ökolo-
gischen oder kulturellen Wir-
kung. Die Wirtschaft muss ver-
antwortungsvoll mit Menschen 
und Ressourcen umgehen. Wirt-
schaft darf nicht reine Profitma-
ximierung sein.

Indem sich die Unternehmen 
nicht nur oder primär auf Ge-
winne, sondern auch auf die 
Menschen konzentrieren, för-
dern sie den sozialen Zusam-
menhalt und unterstützen das 
Gemeinwohl. Unternehmen ha-

ben auch eine gesellschaftliche 
Verantwortung. Welche innova-
tiven und kreativen Geschäfts-
ideen entwickeln sie, um Ge-
winn zu erwirtschaften und 
gleichzeitig schwächere Men-
schen zu integrieren, etwa Ge-
flüchtete, Personen mit Behin-
derungen oder mit schwachen 
schulischen Leistungen? Wie 
können Nachhaltigkeitskriteri-
en in Produktion und Dienstleis-
tung priorisiert werden? Wir 
brauchen unbürokratische Rah-
menbedingungen für faires 
Wirtschaften. 

Gibt es Beispiele unter den 
Grossunternehmen, die das in 
diese Richtung bereits leben?
Genossenschaftsunternehmen 
wie die Migros und Mobiliar ge-
hen ansatzweise in diese Rich-
tung. Ihre Gewinne fliessen teil-
weise in soziale, ökologische 
oder kulturelle Projekte, wobei 
die Konsumenten auch mitbe-
stimmen können, was geför-
dert wird. 

Wie könnte man dies in der 
Schweiz stärken und aus-
bauen?
Meiner Meinung nach müsste 
man die gesetzliche Rahmen-
ordnung zur Förderung des so-
zialen Unternehmertums an-

passen, also eine gesetzliche 
Grundlage schaffen, welche die 
Anerkennung und Förderung 
von sozialen Unternehmen er-
möglicht. Dies können Angebo-
te zur erleichterten Finanzie-
rung, steuerliche Anreize, Bera- 
tungsstellen für soziale Unter-
nehmen, spezielle Berücksich-
tigung von sozialen Unterneh-
men bei der öffentlichen 
Beschaffung etc. sein. Ich habe 
dazu bereits im Juni 2021 einen 
Vorstoss eingereicht. 

Gibt es Länder, in denen man 
da schon weiter ist? Wie ma-
chen die es?
Die EU ist schon lange dran und 
darum hat die Europäische 
Kommission Partnerschaften 
mit vielen Interessenträgern be- 
gonnen. Seit 2021 werden diese 
Bemühungen im «Social Eco-
nomy Action Plan» gebündelt, 
der die Rahmenbedingungen für 
soziale Unternehmen in allen 
wirtschaftlichen Bereichen stär-
ken soll. 
Diese breite Förderung über 

Departemente und Sektoren 
hinweg ist auch das Erfolgs- 
rezept von anderen Ländern 
und Regionen, die im Bereich 
des sozialen Unternehmertums 
sehr weit fortgeschritten sind. 
Zum Beispiel fördern und «nut-
zen» die Regierungen von Süd-
korea und Quebec (Kanada)  
die Innovationsfähigkeit sozia-
ler Unternehmen, um ihre 
Nachhaltigkeitsziele zu errei-
chen. Die Überlegung ist ein-
fach: Wenn bei der Vergabe öf-

fentlicher Aufträge nicht nur 
diese erfüllt werden können, 
sondern gleichzeitig damit ein 
Unternehmen gestärkt werden 
kann, welches im Kern soziale 
und ökologische Ziele verfolgt, 
schlägt man gleich mehrere 
Fliegen mit einer Klappe. 

INTERVIEW: DIRK MEISEL 
LEITER KOMMUNIKATION EVP CH
dirk.meisel@evppev.ch

«Die Regierungen von Südkorea und Quebec 
nutzen und fördern die Innovationsfähigkeit 
sozialer Unternehmen, um ihre Nachhaltig- 

keitsziele zu erreichen.»
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VOLKSABSTIMMUNG II: OECD-MINDESTSTEUER 

Die OECD sowie die G20 haben die internationalen Steuerregeln verschärft: Angesichts zunehmender Globalisierung 
und Digitalisierung sollen grosse, internationale Konzerne mindestens 15 Prozent Steuern auf ihren Gewinn abliefern. 
Die Schweiz und weitere rund 140 Staaten haben sich verpflichtet, dies umzusetzen. Am 18. Juni stimmen wir darum 
über einen Verfassungsartikel ab, der diese Mindestbesteuerung ermöglicht. Der Bundesrat würde dann diese Steuer 
auf den 1. Januar 2024 mittels Verordnung einführen.

OECD-STEUER FÜR MEHR STEUERGERECHTIGKEIT

Tiefe Steuern ziehen Unterneh-
men an. Die Schweiz und ande-
re Länder praktizieren dies seit 
Jahren. Insbesondere steuer-
günstige Kantone wie Zug ha-
ben sich darauf spezialisiert, 
ausländische Konzerne in die 
Schweiz zu holen. Aus Sicht der 
EVP ist eine internationale Min-
deststeuer denn auch ein 
Schritt zu mehr Gerechtigkeit, 
denn Steuern sollten dort ent-
richtet werden, wo der tatsäch-
liche Unternehmenssitz liegt 
und nicht dort, wo die Steuer-
sätze am tiefsten sind.

99 Prozent der Unternehmen 
nicht betroffen
Der neuen Mindestbesteuerung 
unterliegen nur grosse, interna-
tional tätige Unternehmens-

gruppen mit einem jährlichen 
Umsatz von mindestens 750 Mil-
lionen Franken. In der Schweiz 
zählen einige wenige Hundert 
inländische sowie wenige Tau-
send ausländische Unterneh-
mensgruppen dazu. Rund 99 
Prozent der Unternehmen in der 
Schweiz sind von der Reform 
nicht betroffen und werden wie 
bisher besteuert.

Ergänzungssteuer bis 15%
Die neue Mindeststeuer soll da-
durch realisiert werden, dass 
eine Ergänzungssteuer einge-
führt wird: Wo die genannten 
Unternehmensgruppen die 15 
Prozent Mindestbesteuerung 
nicht erreichen (z.B. im Kanton 
Zug), wird eine Ergänzungssteu-
er erhoben, bis die 15 Prozent 

erreicht sind. Diese Ergän-
zungssteuer ist eine Bundes-
steuer, wird aber durch die Kan-
tone erhoben (wie bei der 
direkten Bundessteuer).

Keine Steuergeschenke ins 
Ausland
Würde die Schweiz auf diese  
Ergänzungssteuer verzichten, 
könnten die Länder, in denen 
der Umsatz erwirtschaftet wird, 
diese Ergänzungssteuer einfor-
dern. Für die Unternehmen 
hiesse das einen erheblichen 
Mehraufwand sowie grosse 
Rechtsunsicherheit. Damit wür-
de der Standort Schweiz massiv 
an Vertrauen und Attraktivität 
verlieren – und die Unterneh-
men müssten die 15 Prozent 
Steuern ohnehin entrichten. 
Die Schweiz verlöre dann je-
doch die Steuererträge, da die 
Steuern dann im Ausland anfal-
len und entrichtet würden.

Am Ende kommt es allen Kan-
tonen zugute
Der Ertrag aus der Ergänzungs-

steuer geht zu 75 Prozent an die 
betroffenen Kantone und zu 25 
Prozent in die Bundeskasse. Er 
soll für Massnahmen zur Stand-
ortförderung eingesetzt wer-
den. Die EVP hätte eine Vertei-
lung von je 50 % an Kantone 
und Bund bevorzugt, da nur 
wenige Kantone (z.B. Zug, Ba-
sel-Stadt) von den zusätzlichen 
Einnahmen profitieren werden. 
Der Ständerat verhinderte je-
doch diese Lösung.

Die EVP-Nationalratsmitglieder 
stimmten der Vorlage letztlich 
dennoch zu. Immerhin werden 
die finanzstarken Kantone über 
den Finanzausgleich auch wie-
der höhere Zahlungen zu Guns-
ten der finanzschwachen Kan-
tone leisten. Die Delegierten 
der EVP Schweiz stimmten der 
Vorlage mit 93 zu 4 Stimmen bei 
4 Enthaltungen ebenfalls deut-
lich zu.

Die Mindeststeuer reduziert sowohl den Steuerwettbewerb zwi-
schen den Kantonen als auch international.
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 • Steuerwettbewerb zwischen 
Kantonen wird verringert. 
Grosse Unternehmen zahlen 
in allen Kantonen mind. 15 % 
Gewinnsteuern 

 • Die Mindestbesteuerung 
reduziert auch den internati-
onalen Steuerwettbewerb. 

 • Rechtssicherheit und 
Planbarkeit für Unterneh-
men: In der Schweiz 
ansässige Steuern werden 
hier besteuert und nicht von 
diversen anderen Ländern 
mit einer Ergänzungssteuer 
belastet. 

Was spricht dafür?
 • Durch die Ergänzungs- 

steuer bleiben die Steuerer-
träge in der Schweiz und 
sichern somit staatliche 
Leistungen ab. 

 • Die Einnahmen helfen,  
die Standortattraktivität 
weiterhin hochzuhalten  
und auch für grosse 
Unternehmensgruppen 
interessant zu bleiben. 

 • Ein Nein zur Vorlage 
verhindert die rechtzeitige 
Einführung der Ergänzungs-
steuer und führt zu grosser 
Rechtsunsicherheit für die 
Unternehmen.

ROMAN RUTZ 
GENERALSEKRETÄR EVP CH
roman.rutz@evppev.ch
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HINTERFRAGT: WIE NEUTRAL MUSS DIE SCHWEIZ SEIN?

Die Vorstellung der Schweiz als ein strikt neutrales Land ist ein Mythos. Bereits seit Jahrzehnten leben wir die Neu- 
tralität sehr differenziert. Das Völkerrecht gebietet sogar die Parteinahme. Und auch das Neutralitätsrecht lässt sehr 
viel Handlungsspielraum, der genutzt werden könnte, ohne die Neutralität zu verraten.

NEUTRALITÄTSMYTHOS VERSUS VÖLKERRECHT

In der Bundesverfassung steht, 
dass wir die Neutralität bewah-
ren sollen, gleichzeitig aber auch 
das Völkerrecht – und dieses ver-
bietet u.a. einen Angriffskrieg. 
Wir stehen somit politisch in ei-
nem verfassungsrechtlichen Span-
nungsfeld, in dem die einen stär-
ker das Neutralitätsprinzip beto- 
nen, während die anderen das 
Völkerrecht verteidigen wollen, 
das angegriffene Staaten in 
Schutz nimmt.

Differenzierte, nicht integrale 
Neutralität 
Seit Jahrzehnten lebt die Schweiz 
ihre Neutralität nicht integral, 
also absolut, sondern sehr diffe-
renziert. Bereits 1993 vertrat 
der Bundesrat die Auffassung, 
dass die Neutralität nicht für 
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UNO- oder EU-Sanktionen gel-
te. Sanktionen gegen Kriegs-
parteien sind historisch gese-
hen nichts Neues. 

Parteinahme sogar geboten
Das Völkerrecht selbst gibt neu-
tralen Staaten lediglich einen 
minimalen Rahmen vor. Es lässt 
ihnen grossen Handlungsspiel-
raum – solange sie nicht aktiv 
eine Kriegspartei militärisch 
unterstützen. Das Neutralitäts-
recht selbst ist mehr als 100 Jah-
re alt und stammt aus einer Zeit, 
in der es noch keine UNO-Char-
ta gab. Damals waren Angriffs-
kriege nicht verboten, entspre-
chend durften neutrale Staaten 
keine Partei bevorzugen. 
Heute dagegen dürfen Angrei-
fer und Verteidiger rechtlich auf 

Grund der UN-Charta nicht 
mehr gleichbehandelt werden. 
Parteinahme für den angegrif-
fenen Staat ist somit auch für 
Neutrale geboten.
 
Kriegsmaterialgesetz sieht 
Ausnahmen vor
Der Bundesrat hätte aus Sicht 
des Völkerrechts längst agie-
ren können, ja agieren müssen. 
Der Spielraum dazu wäre auch 
für die Schweiz gegeben. Selbst 
das gerade erst verschärfte 
Kriegsmaterialgesetz sieht 
Ausnahmen für ausserordent-
liche Umstände vor, was zum 
Beispiel eine Wiederausfuhr 
von Kriegsmaterial durch de-
mokratische Drittstaaten er-
möglichen würde.

Gute Dienste gut möglich
Es trifft auch nicht zu, dass die 
Guten Dienste wie Friedensver-
handlungen oder Schutzmacht-
mandate nur dank strikter Neu-
tralität möglich wären. Schwe- 
den ist nicht neutral, hat jedoch 
mehr Schutzmachtmandate als 
die Schweiz. Norwegen ist sogar 
weder neutral noch bündnisfrei 
– es hat aktuell die operative 
Führung der NATO inne – aber 
hat nicht im Geringsten eine 
schlechtere Reputation bezügli-
cher Guter Dienste, Friedens-
förderung und humanitärer Tra- 
dition.

MARC JOST
NATIONALRAT 
marc.jost@parl.ch
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AUS DEM BUNDESHAUS

Starke Familien durch bessere Vereinbarkeit mit dem Beruf. 

Marianne Streiff und Nik Gugger: Hilfe für die Schwächsten. 

Marc Jost: Höhere Kinderzulagen stärken alle Familien.

Lilian Studer: SNB soll Klimarisiken in ihre Geldpolitik einbeziehen.

KINDERBETREUUNG FAMILIENZULAGEN

KLIMARISIKENNOTHILFEREGIME

Wenn es um Qualität und Be-
zahlbarkeit familienergänzen-
der Betreuung von Vorschul-
kindern geht, liegt die Schweiz 
in einer UNICEF-Studie unter 
den OECD- und EU-Staaten auf 
dem drittletzten Platz. Der Na-
tionalrat will dies ändern. Der 
Bund soll sich an den Kosten 
der Eltern für die familiener-
gänzende institutionelle Kin-
derbetreuung beteiligen. Das 
Gesetz will die Vereinbarkeit 
von Familie und Erwerbstätig-

In einem Vorstoss fordert Marc 
Jost den Bundesrat auf, die Fa-
milienzulagen zu erhöhen. 
Künftig soll die Kinderzulage 
mindestens 250 Franken je 
Kind betragen, die Ausbildungs-
zulage 300 Franken. Nach der 
Geburt eines Kindes reduziert 
in den meisten Familien ein 
oder beide Elternteile zumin-
dest vorübergehend die Ar-
beitszeit – inklusive entspre-
chendem Einkommensrück-
gang. Gleichzeitig steigen die 

Die Schweizerische National-
bank (SNB) hat den Auftrag, die 
Geld- und Währungspolitik im 
Gesamtinteresse des Landes zu 
führen und die Preisstabilität 
zu gewährleisten. In einem  
mit anderen Parlamentsmit-
gliedern eingereichten Vors-
toss möchte Lilian Studer das 
Nationalbankgesetz so ändern, 
dass die SNB künftig auch Kli-
ma- und Umweltrisiken berück-
sichtigen muss. Die SNB ver-
weist darauf, dass ihr Mandat 

Rund 3000 Menschen stecken 
in der Schweiz nach dem alten 
Asylrecht im sogenannten 
«Nothilferegime» fest. Ihre Hei-
matländer verwehren ihnen 
trotz in der Schweiz abgelehn-
tem Asylbescheid die Rückkehr. 
Sie – 40 Prozent sind Frauen 
und Kinder – leben seit Jahren 
in Nothilfeunterkünften, dür-
fen nicht arbeiten und müssen 
mit Nothilfe auskommen – 
ohne jegliche Perspektive. Der 
Nationalrat stimmte einer Mo-

keit verbessern sowie die 
Chancengerechtigkeit für Kin-
der im Vorschulalter erhöhen. 
Den EVP-Ratsmitgliedern war 
wichtig, dass Familien unab-
hängig vom gewählten Famili-
enmodell gestärkt werden. Ent- 
sprechend setzten sie sich im 
Rat für eine schweizweit gute 
und finanziell tragbare familien- 
ergänzende Kinderbetreuung 
ein. Die Vorlage geht nun in den 
Ständerat.

Haushaltsausgaben mit jedem 
Kind dauerhaft an. Hinzu 
kommt die aktuelle Teuerung: 
Gerade Familien mit weniger 
Einkommen trifft die aktuelle 
Preisexplosion bei Strom,  
Heizung, Essen, Mieten oder 
Krankenkassenprämien über- 
durchschnittlich hart. Höhere 
Familienzulagen können zu-
dem alle Familien wirksam un-
terstützen – unabhängig vom 
gewählten Betreuungs- und 
Erwerbsmodell.

ihr dafür nicht ausreichend 
Spielraum einräume. Deshalb 
soll dieses Mandat entspre-
chend erweitert werden, damit 
die SNB künftig Klimarisiken in 
ihren Entscheiden und geldpoli-
tischen Instrumenten umfas-
send berücksichtigen kann. 
Denn weltweit werden Klimari-
siken als signifikante finanzielle 
Risiken eingestuft, welche die 
Finanz- und Preisstabilität ge-
fährden können. 

tion zu, die Nik Gugger von Ma-
rianne Streiff übernommen 
hatte. Sie fordert den Bundes-
rat auf, diesen Langzeitblei-
benden in einer einmaligen 
humanitären Aktion ihren Auf-
enthaltsstatus dauerhaft zu 
regeln – vorausgesetzt sie sind 
willens und in der Lage, sich zu 
integrieren und sie sich min-
destens eine Landessprache 
angeeignet haben. Die Vorlage 
geht nun in den Ständerat. 
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Sie lebt mit einer Behinderung. Im Alltag ist sie gut organisiert, unterrichtet am Gymnasium, politisiert im Berner 
Grossrat. Doch es braucht nur eine Treppe vor einem Restaurant oder die behördliche Forderung, nachzuweisen, dass 
sie noch behindert ist – schon nimmt die Behinderung einen Raum ein, der ihr nicht zusteht. Simone Leuenberger 
über den Alltag mit Behinderung, Behördenschikane, politische Teilhabe und die Inklusions-Initiative.

«DIE BEHINDERUNG MUSS NEBENSÄCHLICH WERDEN!»

Simone, weshalb bist du auf 
den Rollstuhl angewiesen?
Ich habe eine Muskelkrankheit. 
Das ist keine Krankheit im ei-
gentlichen Sinn, sondern eine 
Behinderung. Ich habe sehr we-
nig Kraft. Deshalb frage ich ab 
und zu: «Kannst du mir deine 
Kraft leihen?», z.B. um eine Fla-
sche oder eine Tür zu öffnen.

Wie müssen wir uns einen Tag 
in deinem Leben vorstellen? 
Was behindert dich im Alltag 
konkret?
In meinem Alltag bin ich gut or-
ganisiert. Ich habe Assistentin-
nen angestellt, die mich bei all 
dem unterstützen, was ich mit 
meiner Behinderung selbst 
nicht tun kann. Behindert fühle 
ich mich v.a. durch Hindernisse 
im öffentlichen Raum wie Stu-
fen und durch administrative 
Schikanen. Ich muss von Zeit zu 
Zeit wieder beweisen, dass ich 
immer noch behindert bin.

Trotz aller Hindernisse hast 
du es ins Kantonsparlament 
geschafft. Um die politische 
Teilhabe von Menschen mit 
Behinderung ist es demnach 
nicht so schlecht bestellt?
Ich bin in einer äusserst privile-
gierten Lage. Doch eine ange-

messene Vertretung von Men-
schen mit Behinderungen haben 
wir noch lange nicht. Gemäss 
Statistik müsste dafür ein Fünftel 
der Amtsträgerinnen und -träger 
mit einer Behinderung leben.

Ende März fand im Bundes-
haus die erste Behinderten-
session statt. Was hat diese 
aus deiner Sicht gebracht?
Wir wurden für einen kurzen 
Augenblick sichtbar. Das ist ein 
erster Schritt. Nun müssen aber 
weitere folgen.

Welche Forderungen wurden 
konkret gestellt und was pas-
siert nun damit?
Wir haben eine Resolution ver-
abschiedet mit dem Titel «Voll-
ständige politische Teilhabe 
jetzt!» Die Forderungen betref-
fen die ganze Bandbreite der 
politischen Teilhabe: Vom 
Stimm- und Wahlrecht über 
Hindernisfreiheit von politi-
schen Prozessen und Veran-
staltungen bis hin zur direkten 
Repräsentation von Menschen 
mit Behinderung auf allen poli-
tischen Ebenen.

Du sprachst in der Arena zur 
Session davon, dass es in der 
Schweiz ein Umdenken 
braucht. Woran denkst du da-
bei?
Menschen mit Behinderung 
werden noch zu häufig als be-
mitleidenswerte Wesen ange-
schaut, die Schutz und Fürsor-
ge brauchen. Wir wollen aber 
dazugehören und unseren Bei-
trag zur Gesellschaft leisten.

Diese Woche startest du die 
Unterschriftensammlung für 
die Inklusions-Initiative mit. 
Worum geht es da?
Die Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderung soll in 
der Bundesverfassung veran-
kert werden.

Was müsste für dich persön-
lich realisiert sein, damit du 
sagen kannst: Ich fühle mich 
vollständig in die Gesellschaft 
integriert?
Die Behinderung muss neben-
sächlich werden. In den 90er Jah-
ren auf einer USA-Reise fragte 
ich in einem Einkaufszentrum 
nach einem Rollstuhl-WC. «Die 

WCs sind dort drüben», hiess es. 
Ich konnte ganz selbstverständ-
lich dort auf die Toilette gehen, 
wo alle anderen es auch taten. 
Meine Behinderung spielte keine 
Rolle.
Dies erlebe ich bereits heute 
beim Unterrichten. Ich bin die 
Lehrerin und die Kollegin aus 
der Wirtschaftsfachschaft. In 
der EVP erfahre ich das übri-
gens auch. Meine Behinderung 
war für die Nationalratskandi-
datur nebensächlich.
Zur Herausforderung wird Inklu-
sion, wenn wir gemeinsam un-
terwegs sind und die Hindernis-
se sich nicht aus dem Weg 
räumen lassen. Wenn es um die 
fehlende Zugänglichkeit geht wie 
z.B. Stufen vor einem Restaurant, 
stellt sich unweigerlich die Frage: 
Ziehe ich mich zurück oder lassen 
sich die anderen mit mir behin-
dern? Dann wird meine Behinde-
rung zur Hauptsache und dieser 
Platz steht ihr nicht zu.

INKLUSIONS-INITIATIVE 

Simone Leuenberger, 48
Gymnasiallehrerin für  
Wirtschaft und Recht, Uettligen, 
Grossrätin EVP Kanton Bern, 
Rollstuhlfahrerin

Die Inklusions-Initiative will Menschen mit Behinderung in der Verfassung gleichstellen. Simone Leuenber-
ger beim Unterschriftenstart der Initiative Ende April in Bern. 

INTERVIEW: DIRK MEISEL 
LEITER KOMMUNIKATION EVP CH
dirk.meisel@evppev.ch
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VOLKSABSTIMMUNG III: COVID19-GESETZ

KANTON THURGAU KANTON APPENZELL AR

Bei den Wahlen in Appenzell AR 
konnte die EVP ihre zwei Sitze 
im Kantonsrat sowie die drei 
Sitze im Herisauer Einwohner-
rat halten – dies trotz grösserer 
Konkurrenz und leichten Ver-
lusten beim Wählendenanteil. 
Dank breit abgestützten, vol-
len Listen konnte die EVP auf 
eine grosse Wählerschaft aus 
verschiedenen Alters- und Be-
rufsgruppen sowie kirchlichen 
Kreisen zählen. Die grosse 
Treue der Wählerinnen und 

GROSSE TREUE
Wähler ist ein wesentlicher As-
pekt für den Erfolg. Sehr er-
freulich ist zudem, dass die EVP 
prozentual am meisten Pana- 
schierstimmen gewonnen hat. 
Dies zeugt davon, dass die Par-
tei anerkannt ist sowie eine 
glaubwürdige und konstruktive 
Politik betreibt. Mit einer  
gemeinsamen Exekutiv-Liste 
konnte auch der Sitz von 
EVP-Gemeinderat Peter Künzle 
gesichert werden. 
(Mathias Steinhauer)

Gewählt: Roland Wyss, Stefan Eggimann, Samuel Kienast Die EVP AR konnte alle ihre Sitze trotz schwierigem Umfeld halten..

AUS EIGENER KRAFT
Die EVP Frauenfeld konnte an 
den Stadtparlamentswahlen 
vom 23. April einen Sitzgewinn 
verbuchen und ist neu wieder 
mit drei Gemeinderäten ver-
treten. Der Stimmenanteil von 
7.33% liegt 1.55% über dem Er-
gebnis von 2019, keine andere 
Partei konnte so stark zulegen. 
Damit konnten die drei Sitze 
aus eigener Kraft erzielt wer-
den. Zum guten Ergebnis bei-
getragen haben die vielen 
Wahlzettel, die unverändert 

eingeworfen wurden. Und die 
unglaubliche Anzahl Pana- 
schierstimmen, die Samuel 
Kienast zum Panaschierkönig 
kürten. Neben der EVP hat nur 
noch die Fraktionspartnerin 
«Die Mitte» nominell mehr 
Stimmen gemacht als vor vier 
Jahren. Alle anderen Parteien 
haben im Zuge der gesunkenen 
Stimmbeteiligung ein schlechte-
res Ergebnis erzielt als 2019. 
(Elisabeth Rickenbach)
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Am 18. Juni stimmt die Bevölkerung ein weiteres Mal über das Covid-19-Gesetz ab. Einzelne Bestimmungen des bis 
Ende Dezember 2022 befristeten Gesetzes zur Bewältigung der Pandemie wurden bis Sommer 2024 verlängert. Sie sol-
len in den Wintermonaten 2023/2024 bei Bedarf zur Verfügung stehen. Dagegen wurde das Referendum ergriffen. Der 
Parteivorstand der EVP Schweiz hat mit 8 Ja- zu 2 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung die Ja-Parole beschlossen.

FLEXIBILITÄT BEI ERNEUTEM AUSBRUCH

Um möglichen saisonalen Er-
krankungswellen insbesondere 
in den Wintermonaten zu be-
gegnen, sollten ausgewählte 
Artikel des Covid-19-Gesetzes 
bis im Sommer 2024 verlängert 
werden. Die Verlängerung war 
vom Parlament dringlich verab-
schiedet worden, weshalb sie 

bereits am 1. Januar 2023 in 
Kraft trat. Der Nationalrat 
(140:50) und der Ständerat 
(39:1) hatten das Gesetz mit 
deutlichen Mehrheiten ange-
nommen. Lehnt das Stimmvolk 
das Gesetz ab, würde die Ver-
längerung gestoppt. 

Schutz vulnerabler Arbeit-
nehmender
Verlängert werden zum Beispiel 
die Bestimmungen zum Co-
vid-Zertifikat. Damit soll das Zer-
tifikat weiterhin international 
kompatibel und die Reisefreiheit 
gewährleistet bleiben. Auch die 
Kompetenz, die Entwicklung 
von Covid-19-Arzneimitteln zu 
fördern, soll bis Sommer 2024 
bestehen bleiben, ebenso wie 
die Regelung zum Schutz vulne-
rabler Arbeitnehmenden. 

Reisefreiheit für Grenzgänger
Ausserdem will man die gesetzli-
chen Grundlagen für die Swiss-
Covid-App für die Wintermonate 
2023/2024 beibehalten. Die App 
war Anfang April 2022 deakti-

viert worden. Sie soll bei Bedarf 
erneut das klassische Contact 
Tracing der Kantone ergänzen. 
Und schliesslich wurden Bestim-
mungen für Massnahmen im 
Ausländer- und Asylbereich so-
wie bei Grenzschliessungen ver-
längert. Hier geht es darum, die 
Reisefreiheit von Grenzgängerin-
nen und Grenzgängern sowie der 
Grenzbevölkerung zu wahren. 

Der Bund hatte Anfang April 
2022 die «besondere Lage» 
nach Epidemiengesetz für be-
endet erklärt. Seither gilt wie-
der die «normale» Lage. In die-
ser nimmt der Bund weiterhin 
Aufgaben im Rahmen seiner 
Kompetenzen wahr. 

Parat, falls eine riskante Virus-Variante im Winter erneut zirkuliert
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03.06. Kandidierendenschulung

18.06. Eidgenössische Volksabstimmung

30.05. - 16.06. Sommersession des eidgenössischen 
Parlaments

TERMINE 2023

Will nicht für den eigenen Vorteil politisieren: Leona Eckert
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KREATIVER SCHMETTERLING MIT GROSSEM HERZ FÜR 
SOZIALE GERECHTIGKEIT

Meine Stärken: 
Sachen planen, Organisieren, 
kreativ sein, neue Projekte an-
reissen, andere motivieren

Daran arbeite ich noch: 
Meine Ressourcen gut einzutei-
len und besser zuzuhören, 
wenn jemand eine total andere 
Meinung in Diskussionen ver-
tritt als ich, eine gute School-po-
litics-life-Balance zu finden

Wenn ich ein Tier wäre...
...dann wäre ich ein Schmetter-
ling und würde den ganzen Tag 
fröhlich auf einer Blumenwiese 
herumfliegen.

Welches Buch sollte man un-
bedingt mal gelesen haben? 
Da könnte ich eine ganze Liste 
an Büchern nennen, aber aktu-
ell kann ich das Buch „Piff, Paff, 
Puff“ von Aline Wüst empfeh-
len, welches einen aufrütteln-
den und realitätsgetreuen Ein-
blick in die Prostitution in der 
Schweiz gibt. 

Welche Männer und Frauen 
sind meine Vorbilder? 
Mein grösstes Vorbild ist Jesus, 
weil er bedingungslose Liebe 
für alle Menschen hat und sich 
für die Leute am Rand der Ge-
sellschaft eingesetzt hat. Und 
ich bin ein riesiger Fan von ganz 
vielen verschiedenen, tollen 

Frauen, darunter auch von un-
serer Parteipräsidentin Lilian 
Studer.

Mein Lieblingszitat: 
«Wenn Gott einen Menschen 
misst, legt er das Massband 
nicht um seinen Kopf, sondern 
um sein Herz.» Corrie Ten Boom

Darum mache ich Politik: 
Ich engagiere mich politisch, 
weil ich es wichtig finde, dass 
auch Christen und Christinnen 
sich für ihre Werte einsetzen. Es 
gibt mir ausserdem die Mög-
lichkeit, viele neue Leute ken-
nenzulernen, mich mit ganz 
verschiedenen Themenberei-
chen auseinanderzusetzen so-
wie neue Fähigkeiten zu erler-
nen und zu entdecken.

Das ist mir wichtig: 
Ehrliche Kommunikation, Ver-
trauen, anderen zuzuhören

Das kann ich nicht ausstehen: 
Ungerechtigkeit, Hass, Fleisch, 
Ketchup und Autos

Ich mag Menschen, die… 
…sich von ganzem Herzen für 
andere einsetzen, ihren Mit-
menschen freundlich und offen 
begegnen sowie sich für neue 
und verrückte Ideen begeistern 
können.

Ich habe Mühe mit… 
...Menschen, die andere be-
wusst verletzen oder ausgren-
zen, ausserdem mit intranspa-
renter, realitätsferner Politik 
und mit Frontalunterricht.

Davon träume ich: 
Ich träume von einer Welt voller 
Freude und ohne Armut und 
Krieg. Realität wird das aber lei-
der wahrscheinlich erst im Him-
mel.

Wenn ich Bundesrätin wäre, 
würde ich… 
...veranlassen, dass Menschen 
mit abgewiesenem Asylent-

JEVP:  PORTRÄT DER NEUEN CO-PRÄSIDENTIN LEONA ECKERT

scheid, in der Zeit, in der sie in 
der Schweiz warten und nicht 
zurückgeführt werden können, 
in die Gesellschaft integriert 
werden und arbeiten dürfen. 

Als Co-Präsidentin Junge EVP 
möchte ich… 
...dass unsere Jungpartei wei-
terhin breit aufgestellt ist und 
mehr Mitglieder dazu motivie-
ren kann, sich aktiv einzubrin-
gen. Und ich möchte viele tolle 
Aktionen mit anderen Jungpar-
teien machen.

Unsere Ziele für die Wahlen 
2023: 
Möglichst viele Kandidierende 
für die JEVP, das gibt uns ein Ge-
sicht und hilft uns, für kommen-
de kommunale und kantonale 
Wahlen Wahlkampferfahrung 

zu sammeln sowie unsere 
Reichweite zu vergrössern.

Ich wünsche mir, dass die Jun-
ge EVP in 4 Jahren…

…immer noch aus vielen moti-
vierten und interessierten Leu-
ten besteht. Dass sie als Jung-
partei bekannt ist, welche die 
Anliegen aller Menschen in der 
Schweiz ernst nimmt und nicht 
aus Interesse am eigenen Vorteil 
politisiert (wobei ich hoffe, dass 
wir diesen Ruf bereits haben).

Mein Wunsch für die Schweiz: 
Ich wünsche mir für die Schweiz 
mehr Mut, sich bei Kriegen und 
Konflikten klar zu positionieren 
sowie mehr Offenheit für neue 
Lösungen in der Klima- und So-
zialpolitik.

Leona Eckert, 17
Schülerin am Gymnasium mit 
Schwerpunkt Bildnerisches 
Gestalten, Co-Präsidentin Junge 
EVP Schweiz
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etc.) nicht in physischen Gremi-
en und Veranstaltungen ein-
bringen können, einfacher und 
effizienter in die politische Ar-
beit einbinden.

CLUB 1000

VOX POPULI

BREITERE ABSTÜTZUNG POLITISCHER ENTSCHEIDE
Die Vox Populi-Studie* von NR 
Nik Gugger und der Universität 
St.Gallen (HSG) ist Teil eines Ver-
suchs, politische Arbeit wieder 
näher zu den Wählenden zu 
bringen. Während vor allem Fir-
men seit einigen Jahren neue 
technologische Entwicklungen 
aufnehmen, um ihre Entschei-
dungsprozesse zu verbessern, 
ist die Politik auf diesem Feld 
eher träge. Diese erste Vox Po-
puli-Studie (übersetzt: «Stimme 
des Volkes») ist ein seriöses Poli-
tik-Experiment, um zwei Dinge 
zu erreichen: Zum einen wollte 
Nik Gugger mögliche politische 
Vorstösse zu den Boni-Zahlun-
gen an Führungskader system-
relevanter Banken und staats-
naher Betrieben breiter unter 
den Wählenden seiner Partei 
abstützen. Zum anderen wollte 

die HSG unter Leitung von Prof. 
Dr. Roger Moser ihren Decision 
Intelligence-Ansatz (übersetzt: 
„Entscheidungsintelligenz“) von 
der Wirtschaft auf die Politik 
übertragen. 
Die Resultate sind in Bezug auf 
beide Ziele sehr erfolgsverspre-
chend. Erstens hat Nik Gugger 
zu fünf möglichen Vorstössen in 
vier Tagen von mehr als 20% der 
zufällig angefragten 300 Wäh-
lende der EVP ZH ihre Meinung 
erhalten und dabei viele wichti-
ge inhaltliche Erkenntnisse ge-
wonnen.
Zum Beispiel haben alle jene 
Vorstösse eine wesentlich höhe-
re Zustimmungsrate (+ 10 Pro-
zentpunkte), die sicherstellen, 
dass die Anreizsysteme und 
konkreten jährlichen Zahlungen 
transparent publik gemacht 

werden. Zweitens konnte die 
Studie aufzeigen, dass man mit 
relativ einfachen digitalen Mit-
teln, die politische Arbeit brei-
ter abstützen kann. So kann 
man auch Menschen, die sich 
sonst aus verschiedensten 
Gründen (Gebrechlichkeit, Zeit 
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Fazit: Die Menschen wollen eine Veränderung im Umgang mit  
Bonuszahlungen sowie klare Regeln, die insbesondere eine transpa-
rente Publikation einfordern. 

PROF. DR. ROGER MOSER 
UNIVERSITÄT ST.GALLEN

**Für systemrelevante Banken und staatsnahe Betriebe

* Delphi (Expert Panel) Studien basieren nicht auf Homogenität oder Repräsentativität der Teilnehmenden, sondern erlauben die Integration von möglichst viel 
Heterogenität. Deshalb ist nicht die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer entscheidend, sondern deren verschiedene Hintergründe und Perspektiven.

JETZT die neue AUFATMEN bestellen
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Zustimmung

«Der Mensch steht über allen an-
deren Lebewesen. Findest du 
das richtig?» oder «Stell dir vor, 
ein Fluss hat Rechte» – solchen 
Fragen und Impulsen sahen sich 
die Gäste des diesjährigen Club 
1000 Ende April gegenüberge-
stellt. Sie durchstreiften im Lenz-
burger Stapferhaus barfuss die 
multimediale und interaktive 
Ausstellung «Natur und wir?». 
Anschliessend hiess Parteipräsi-

dentin Lilian Studer die Gäste im 
Barracuda willkommen. Tabea 
Kryemadhi und Beni Hasler ver-
zauberten  mit ihrem Gesang die 
edel-lässige Club-Atmosphäre 
musikalisch. Die drei National-
ratsmitglieder schilderten im 
Talk ihr Engagement für eine in-
takte Umwelt (Klimaschutzge-
setz), respektvolles Miteinander 
(Nothilfe) und starke Familien 
(Kinderzulagen).

STELL DIR VOR, EIN FLUSS HAT RECHTE

Gelöst-entspannte Atmosphäre beim Apéro des Dankesanlasses. 

Mögliche politische Vorstösse**

Boni auf maximal zwei Monatslöhne kappen 78%

Vergütung von VR und GL transparent publik machen 87%

Lohnschere maximal Faktor 15 74%

Ethische + soziale Kriterien in Führungsprinzipen  
integrieren und Einhaltung transparent machen 88%

Verhältnis Bonuszahlungen zu Gewinn/Verlust  
transparent machen 87%


